
Antrag GPA-20: UN-Behindertenrechtsrechtskonvention und 
Bundesteilhabegesetz konsequent umsetzen
Antragsteller*in: AWO Bezirksverband Niederrhein e.V.
Status: angenommen
Sachgebiet: GPA - Gesundheit, Pf㘶ege & Alter

 1 Die Grundsätze der AWO sind u.a. von der Vision einer Gesellschaft in Vielfalt 
 2 geprägt. Im Grundsatzprogramm von 2019 heißt es: „Um eine Gesellschaft in Vielfalt zu 
 3 gestalten, handeln wir nach dem Prinzip der Inklusion“. Mit Bezug zur Fachlichkeit 
 4 unserer Arbeit stellen wir ferner grundsätzlich fest, dass „Inklusion […] unser 
 5 Prinzip [ist], um die Teilhabe aller zu verwirklichen“ und ergänzen in den 
 6 Ausführungen zu den Leistungen für Menschen mit Behinderungen: „Die 
 7 Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen zur Inklusion ist hierfür [Anm.: 
 8 um selbstbestimmt und frei zu leben] konsequent zu verwirklichen“. Leider zeigt die 
 9 Praxis, dass es um die Fachlichkeitsprinzipien bestellt ist wie um 
 10 Gesellschaftsvisionen: Sie sind bislang unvollendete Zukunftsbilder. 

 11 Die Arbeiterwohlfahrt setzt sich daher auf allen Ebenen dafür ein, dass bei der 
 12 Gestaltung von staatlichen Leistungsstrukturen sowie in gesellschaftspolitischen 
 13 Entwicklungsprozessen in Deutschland die verbrieften Menschenrechte der UN-
 14 Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) eingehalten werden und somit die Verwirklichung 
 15 ihrer Vision für eine Gesellschaft in Vielfalt und Partizipation Aller näher zu 
 16 kommen. 

 17 Hierzu 
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setzt sie sich gemeinsam mit allen relevanten Akteuren dafür ein, dass die 
Einhaltung der in der UN-BRK festgeschriebenen Menschenrechte sowie die damit 
angestrebte kontinuierliche Verbesserung von Lebenslagen von Menschen mit 
Behinderungen auch in Zeiten vermeintlich knapper monetärer Ressourcen nicht 
verhandelbar ist.  
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setzt sie sich auf Bundes- und Landesebene dafür ein, dass nicht nur bei 
jedweden Anpassungen und Weiterentwicklungen der Eingliederungshilfe, sondern 
bei allen Themen, die die ureigenste Lebensrealität von Menschen mit 
Behinderungen betrifft, diese in partizipativen Prozessen für sich selbst 
sprechen können.  
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wirkt die AWO insbesondere daran mit, dass Menschen mit Behinderungen auch in 
Zukunft ihre Anrechte gegenüber allen öffentlichen Stellen und v.a. den Trägern 
der Eingliederungshilfe selbst beantragen und einfordern können. 

Begründung
Die UN-Behindertenrechtskonvention wurde 2009 von Deutschland ratif㘶ziert. Sie ist damit als geltendes 
Recht anerkannt und umzusetzen. Im Dezember 2016 wurde das Bundesteilhabegesetz (BTHG) 
beschlossen – eine der großen sozialpolitischen Reformen der vergangenen Jahrzehnte, welche zu einer 
stärkeren Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention im Bereich der Menschenrechte auf nationaler 
Ebene beitragen sollte. Mit dem BTHG wurde u.a. die Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen 
umfangreich reformiert: verbesserte Lebenssituationen und gestärkte Selbstbestimmung von Menschen 
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mit Behinderungen, Teilhabe statt Fürsorge Personenzentrierung statt Angebotszentrierung – das waren 
und sind weiterhin die Ziele des Gesetzes. Neun Jahre später stellen wir fest, dass deutschlandweit die 
Umsetzung des BTHG strukturell stagniert und sich die mit dem BTHG verbundenen Hoffnungen für die 
Mehrheit der adressierten Menschen nicht realisiert haben. Auch die sog. ‚abschließenden Bemerkungen‘ 
zur zweiten Staatenprüfung des UN-Fachausschusses spiegelt wider, dass in Deutschland weiterhin 
enormer Bedarf besteht. Hauptkritikpunkt des UN-Fachausschuss ist das stark ausgebaute System an 
Sondereinrichtungen für Menschen mit Behinderungen in Deutschland, denn segregierende Strukturen 
sind konventionswidrig, da sie nur bedingt zur Erreichung inklusiver Lebenswelten beitragen. So ist es die 
ausdrückliche Forderung des Ausschusses, dass Deutschland dringend Maßnahmen ergreift und politische 
Strategien entwickelt, die Übergänge in inklusive Lebenswelten zu erleichtern. Hierzu ist es dringend 
notwendig, über real funktionierende Wahlmöglichkeiten neben Sondereinrichtungen verstärkt 
Möglichkeitsräume zur gleichberechtigten Lebensgestaltung für Menschen mit Behinderungen zu schaffen.  

Besonders die sich gerade schleichend entwickelnde, in einigen Bundesländern jedoch auch bereits laut 
in Teilen von Verwaltung und Politik ausgesprochene Haltung, dass aufgrund der bisher erreichten und im 
Vergleich zu anderen Staaten vermeintlich guten Qualität in bestehenden Strukturen oder in 
Sozialleistungen der Wunsch von Menschen mit Behinderungen nach weiter Verbesserung nicht 
angemessen sei, ist eine fassungslos machende Entwicklung, der es entschieden, laut und deutlich 
gegenüber zu treten ist. 

Im Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung wird angekündigt, die Umsetzung und Ausgestaltung des 
BTHG und damit in großen Teil auch der Eingliederungshilfe auf Grundlage einer Evaluation zu beraten, 
allerdings nur gemeinsam mit Ländern und Kommunen (vgl. Zeile 670f. des Koalitionsvertrags zur 21. 
Legislaturperiode). Bei diesen Beratungen die Perspektiven von Leistungsberechtigten nicht 
einzubeziehen, bleibt deutlich hinter den progressiven Partizipationsstrukturen bei der Entwicklung des 
BTHG zurück – die zentrale Haltung der UN-BRK „Nichts über uns – ohne uns“ ist hier unbedingt zu 
wahren. Es entspricht der DNA der AWO, an diesen Meilenstein politischer Beteiligung marginalisierter 
Gruppen zu erinnern und dabei den fortwährenden und systematischen Einbezug von Experten in eigener 
Sache zu fordern. Nur so ist gewährleistet, dass notwendige Weiterentwicklungen wirklich personen- und 
bedarfsorientiert wirksam werden können und die Implikationen der UN-BRK und des BTHG in der 
Realität zur Geltung kommen. 

Zudem tragen sich einige Bundesländer bzw. Träger der Eingliederungshilfe inzwischen mit dem 
Gedanken, den Sicherstellungsauftrag gem. § 95 SGB IX im Zuge der o.g. Beratungen über die Evaluation 
des BTHG auf die Erbringer von Leistungen der Eingliederungshilfe zu übertragen – bei gleichzeitiger 
Deckelung der monetären Ressourcen. Diese Art der Delegation des Sicherstellungsauftrags „unter 
Bedingungen“ würde die Stellung der Menschen mit Behinderungen erheblich schwächen und einen 
deutlichen gesellschaftlichen Rückschritt darstellen. Vielmehr ist es angezeigt, das Recht der Menschen 
mit Behinderungen, ihre Anrechte auf Sozialleistungen gegenüber dem Staat selbst erwirken und zugleich 
eine sachgerechte Bedarfsermittlung erwarten zu können, im Sinne der UN-BRK nicht einzuschränken, 
sondern vielmehr Entwicklungspotenziale in diesem Kontext konsequent auszuschöpfen. Hierbei bringt 
sich die AWO als mit ihrer Erfahrung und Ihrem Wissen als professionelle Unterstützer*in von Menschen 
mit Behinderungen ein. 

Bundeskonferenz 2025
Erfurt, 14.11.2025 - 16.11.2025


